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Innenminister Helmer zu den Gewalttaten bei Steyr 
121LA. B. Überprüfung der Organisation des kriminalpol~~hen Dienstes 

zu 155/J A n fra g e b e a n t \7 0 r tun g 

In Beantuortung einer Anfr age der Abgeordneten S t end e b a ch 

und Genossen, betreffend die Führung der polizeilichen Unt ersuchung negen der 

Mordverbrechen und Überfälle im Gebi et von Steyr , Sierning und Bad Hall , führt 

Bundesminister für Inneres Hel m e r nachstehendes aus: 

Bei der Untersuchung des Mordfalles an der KrankenschIles t er Bernhardine 

Fluch vom 10.11.1955 sind z\Te ifellos geuisse Fehler in der Richtung unterlaufen, 

daß nicht alle Spuren gleich sorgfältig verfolgt nurden. 

Aus diesem Grunde ist auch vom Bundesmi nisterium für Inneres sofort , 

nachdem das Gutacht en des ers t en Gerichtsmediziners zurückgez ogen n urdc, die 

ueitere Untersuchung des Falles der Sicherheitsdirektion für Oberösterreich 

übertragen uorden, der en Erhebungen s ich nach allen Richtungen hin erstreckten 

und zu n ichtigen Vorergebni ssen führt~n . 

Was die Fahndung nach Alfred Engl eder betrifft, uird festgestellt, daß 

alle bei einer der artigen Fahndung üblichen Maßnahmen sOITohl lokaler Natur a ls 

auch für das Bundesgebiet ergriffen uurden . Es darf aber nicht übersehen uerden, 

daß Engl eder i m Augenblick der Festste l l ung seiner Täterschaft bereits e inen 

mehr a ls 16- stündigen Zei t vorsprung hatte und daß es den Sicherheitsorganen 

ni cht möglich uar , geeignet e LicHbilder aus j üngerer Zeit zu beschaffen. Diese 

Umstände hat t en auch zur Eblge, daß Engleder unerkannt bis an die Landesgr enze 

gelangen konnte . 

Im übrigen \rorde dieser Fall zum Anlaß genommen , die Organisation des 

gesamt en kriminalpolize ilichen Dienstes und insbesondere das FahndUl1ßsTTesen einer 

Überprüfung zu unter z i ehen . Wo Ref ormen erforderlich scheinen , nerden diese mit 

größter~eschleunigung durchgeführt uerden, uobei die Lehren, d i o aus den gegen­

ständlichen Fällen gezogen u erden können, ent sprechend berücksichtigt \7erden. 

Es i st nicht richtig, daß Oberpolizoirat Dr . Suoboda und Krim. Obcrinspektor 

Frim-;a l d oine Verrrendung auf Dienstpost en gefunden ha.ben, di e einer Beförderung 

gleichkommt . Oberpolizeirat Dr . ~7oboda , der i n Steyr Behör denleit er \Tar, ITurde 

zur Bundespolize i direktion Gr az ver setz t j uo ihm keine selbständige leitende 

Ver uendung zukommt . Ebenso i s t Kr im. Oberinspektor Frienald, der bisher Leiter 

der Kriminalbeamt enabteilung des Btmdcspoliz c ikommissariatcs Steyr v~r, für eine 

nicht l eitende Stellung bei einer anderen Bundespoliz eibehörde in Auss icht ge-

nommen . 
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Die Notnendigkeit und Zr:cckmäßigkeit einer zentral en Mordkommi ssion für 

ganz Österreich u ird von den Fachleuten nicht e inheitlich beurt eilt . Derzeit 

bestehen bei den großen Bundespolizeibehörden eigene Beamt el1~srupp0n , di e für 

Mordf älle besonders geschult s i nd . Die Gendarmerieposten in den Bundesländer n 

uerden bei schueren Kapitalverbrechen, insbesondere be i Mordfällen , durch die 

Erhebungsabte ilung'en bei den Landesgend~rmerikommanden, di e s ich Gleichfalls aus 

besonders erfalLrenen und ausgebildeten Beamten zusammensetz en, unt erstützt . 

Außer dem nor den f a llueise Beamte der kriminal polizeil i chen Ab t e i lung des 

Bundesministeriums für Inner es zur Unterstützung der ört lichen Dienststellen 

in schrlierigen Fällen entsendet, n i o di es o.uch bei den steyr er Fällen geschehen 

ist . 

Die Frage e iner ueitergehenden Zentralisierung des kriminalpoliz eilichen 

Dienstes, nicht nur bei Morden, sonder n auch bei ander en sch,reren Verbr echcm 9 durch 

den Einsatz von erfahr enen und spezialisierten Beamten der Zentralstelle u ird 

sorgfältig geprüft . In einer s o bedeutungsvollen Angel egew1e it können keine 

überstürzten Verfügungen er gehen . Erforderlichenfalls norden jedoch die not­

uendigen Maßnahmen getroffen ner den, um die krir:1ina l polizeiliche Arbeit der 

Sicherheitsbehörden möglichst schlaglcräftig zu gestalten . 
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